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Zum Amtsende als Beiständin oder Beistand führen unterschiedliche Tatbestände. Dement-
sprechend können auch die Pflichten und Rechte abtretender Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger unterschiedlich ausfallen, was sich allerdings aus dem Gesetz nicht ohne  
weiteres herauslesen lässt. Ganz abgesehen davon können nach dem Tod einer ehemals 
verbeiständeten Person an die vormalige Beistandsperson ethische oder gesellschaftliche 
Erwartungen gestellt werden, die rechtlich keine Grundlage haben und deshalb ein Haf-
tungspotenzial darstellen. Der vorliegende Beitrag untersucht die Rechte, Pflichten, aber 
auch praktischen Handlungsmöglichkeiten und -grenzen der Beistandspersonen nach dem 
Amtsende, im Besonderen auch nach dem Tod der betreuten Person.

Fin de la curatelle et gestion du patrimoine
Différentes situations de fait peuvent entraîner à la fin d’une curatelle. Ainsi, les droits et 
devoirs du curateur dessaisi prennent également fin, toutefois selon des modalités diffé-
rentes suivant les cas, ce qui ne se déduit pas aisément des prescriptions légales. Dans une 
autre hypothèse, il peut arriver qu’au décès d’une personne qui était de son vivant sous 
mandat son entourage fonde sur le mandataire des attentes d’inspiration morale ou sociale, 
mais qui n’ont toutefois pas de base juridique: dès lors, celles-ci présentent des risques sous 

1 Referat vom 28. August 2013 in Zürich anlässlich der Veranstaltung des Instituts für Rechtswis-
senschaft und Rechtspraxis der Universität St. Gallen zum Thema «Vermögensverwaltung im 
Erwachsenenschutzrecht» im Kongresshaus Zürich.
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l’angle de la responsabilité. La présente étude analyse les droits et les devoirs, de même que 
les possibilités et les limites pratiques d’intervention des titulaires de mandats lorsque leur 
fonction prend fin, et en particulier aussi après le décès de la personne protégée.

La fine della curatela e della cura del patrimonio
La fine dell’ufficio del curatore e della curatrice comporta differenti fattispeci. Di conse-
guenza anche i doveri e i diritti dei gestori di mandati sono differenziati. Risulta perciò dif-
ficile individuarne i relativi riferimenti di legge. Sebbene non ha nessun fondamento nella 
legge, la condotta etica e sociale che si attende dal curatore e dalla curatrice anche dopo la 
morte della persona curatelata, rappresenta un potenziale di responsabilità. Il presente con-
tributo analizza i diritti, i doveri, le possibilità d’agire nella pratica e i limiti dei curatori e 
degli uffici, in particolare dopo la morte della persona assistita.
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1. Einleitung

1.1. Das Ende der Beistandschaft für Kinder2 oder Erwachsene und das Ende 
der Vormundschaft für Kinder führt einerseits für den Beistand und die Beistän-
din respektive für den Kindesvormund und die Kindesvormundin zum Verlust 
der behördlich übertragenen Handlungsmacht und Verantwortlichkeiten für die 
verbeiständete/bevormundete Person. Andererseits werden damit die der Kin-

2 Verstanden als minderjährige Personen, Art. 14 ZGB.
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des- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) in diesem Zusammenhang zuste-
henden Mitwirkungs-, Steuerungs-, Kontroll- und Interventionskompetenzen 
beendet. Das bedeutet hingegen noch nicht das Ende der rechtlichen Beziehun-
gen zwischen den Organen des Kindes- und Erwachsenenschutzes mit der be-
treuten Person, deren Rechtsnachfolgern oder deren gesetzlichen Vertretern 
(namentlich sorgeberechtigte Eltern). Vielmehr fallen noch sogenannte Liquida-
tionspflichten an.3 Ausserdem kann in ausgesprochenen Ausnahmefällen die 
Amtsführung die Massnahme überdauern.4

1.2. Diese Liquidationspflichten beziehen sich auf die Ablage und Prüfung ei-
nes Schlussberichts und gegebenenfalls einer Schlussrechnung.5 Zu den Liquida-
tionsmassnahmen gehört ausserdem die ordnungsgemässe Übertragung aller 
anvertrauten Vermögenswerte und Gegenstände, allenfalls auch wichtiger Un-
terlagen, Dokumente und Datensammlungen,6 und die Neuregelung der Bank-
beziehungen, welche sich im Falle des Todes der vormals betreuten Person aus 
den Regeln der Universalsukzession von Gesetzes wegen ergeben.7 Das Ergeb-
nis der Liquidationsmassnahmen bildet die Grundlage für die Entschädigung 
und die Decharge des Mandatsträgers bzw. der Mandatsträgerin und für die all-
fällige Geltendmachung der Verantwortlichkeit gegenüber dem Kanton für 
Handlungen oder Unterlassungen der Betreuungspersonen oder der KESB durch 
die vormals betreute Person, deren Rechtsnachfolger oder gesetzliche Vertre-
tung.8

1.3. Mit besonderen Herausforderungen können sich ehemalige Beistandsper-
sonen in der Praxis konfrontiert sehen, wenn das kindes- oder erwachsenen-
schutzrechtliche Mandat infolge Todes der betreuten Person dahin gefallen ist 
und die Erben nicht durch praktisches Handeln nahtlos in die Erbnachfolge ein-
treten.
1.4. Die im Gesetz geregelten Liquidationspflichten werden häufig durch prak-
tische Bedürfnisse, öffentliche Erwartungen an professionelle Betreuungs-
dienste, Standesregeln oder Fragen der Pietät überlagert. Erloschene rechtliche 
Handlungsbefugnisse können dann mit moralischen oder ethischen Erwartun-
gen kollidieren oder ganz einfach mit professioneller Haltung und Gewissenhaf-
tigkeit ehemaliger Mandatsträger/innen nur schwer in Übereinstimmung zu 
bringen sein. Der tatsächliche oder vermeintliche Handlungsbedarf ist vielfältig 
und durch die unterschiedlichen Lebenslagen und Versterbenssituationen der 
ehemals Betreuten geprägt.9

3 BBl 2006, S. 7049; Affolter / Vogel, Art. 425 N. 1. 
4 Namentlich bei Verschollenheit: Langenegger, Praxisanleitung, Rz. 8.1, 9.1.
5 Art. 425 Abs. 1 und 2 ZGB.
6 Langenegger, Praxisanleitung, Rz. 8.1.
7 Affolter, SBT 2013, S. 213 f. mit Hinweis auf den hinfälligen Theorienstreit, den die Regeln des 

alten Vormundschaftsrechts noch ausgelöst hatten, vgl. Abt, successio 3/2008, S. 257 ff.
8 Art. 425 Abs. 3 und 4 i.V.m. Art. 454 f. ZGB.
9 Mottiez, S. 271 f.
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1.5. Wieweit nach dem Ende des beistandschaftlichen bzw. vormundschaftli-
chen Amtes noch Handlungspflichten, aber auch Handlungsmöglichkeiten be-
stehen, soll in diesem Beitrag untersucht werden.

2. Beendigungsgründe des beistandschaftlichen Amtes

Beendigungsgründe
des beistandschaftlichen Amtes

Ende der Massnahme
Art. 399 ZGB

Ende des Beistandsamtes
Art. 421 ff. ZGB

Von Gesetzes wegen
Art. 399 Abs. 1 ZGB

Durch behördlichen Ent
scheid Art. 399 Abs. 2 ZGB

Von Gesetzes wegen
Art. 421 ZGB

Durch behördlichen Ent
scheid Art. 422 f. ZGB

Eintritt der Volljährigkeit
Art. 14 ZGB

Tod/Verschollenerklärung 
betreute Person
Art. 399 Abs. 1 ZGB

Aufhebung der Massnahme 
Art. 399 Abs. 2 / 421 Ziff. 2 ZGB

Wechsel der Massnahme
Art. 399 Abs. 2 ZGB

Ablauf der Amtsperiode
Art. 421 Ziff. 1 ZGB

Ende der Massnahme
Art. 421 Ziff. 2 ZGB

Übertragung der Massnahme
Art. 442 Abs. 5 ZGB

Entlassung auf Begehren 
Beistand, Art. 422 ZGB
− Nach vier Amtsjahren
− Aus wichtigen Gründen

Entlassung auf Begehren  
des Verbeiständeten, Nahe
stehender, von Amtes wegen
Art. 423, 446 ZGB
− Hinfall Eignung
−  Aus andern wichtigen  

Gründen

Ende des Arbeitsverhält
nisses Art. 421 Ziff. 3 ZGB

Verbeiständung Beistand
Art. 421 Ziff. 4 ZGB

Urteilsunfähigkeit Beistand
Art. 421 Ziff. 4 ZGB

Tod und Verschollen
erklärung Beistand
Art. 421 Ziff. 4 ZGB

2.1. Das Ende der Massnahme (Art. 399 ZGB)

2.1.1 Die Beendigung von Gesetzes wegen

a) Der Eintritt der Volljährigkeit bei Kindesschutzmassnahmen
2.1. Die Beistandschaft und die Vormundschaft für Minderjährige enden von 
Gesetzes wegen mit Erreichen der Volljährigkeit.10 Zwar findet sich im Gesetz 
keine entsprechende Bestimmung. Mit Erreichen der Volljährigkeit fällt aber die 
elterliche Sorge unter Einschluss des Rechts und der Pflicht der Eltern, das Kin-

10 D.h. Erreichen des 18. Altersjahrs, Art. 14 ZGB.
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desvermögen zu verwalten, dahin11 und damit auch jede behördlich angeordnete 
zivilrechtliche Massnahme, welche diese Sorge ergänzt, ersetzt oder unterstützt.12

b) Der Tod oder die Verschollenerklärung der betreuten Person
2.2. Die Beistandschaft für Erwachsene (Volljährige) endet von Gesetzes we-
gen mit dem Tod der betroffenen Person.13 Wenn die verbeiständete Person nach 
Errichtung der Massnahme, aber vor Aufnahme der Mandatstätigkeit des Bei-
standes, d.h. während der laufenden Rechtsmittelfrist, verstirbt, ist die Mass-
nahme nicht rechtskräftig geworden. Aus Gründen der Rechtssicherheit und des 
Vertrauensschutzes sind solche Massnahmen nicht einfach aus den Geschäfts-
kontrollen «auszubuchen», sondern mittels Feststellungsverfügung von der Ge-
schäftskontrolle abzuschreiben.14

2.3. Dem Tod gleichgesetzt wird die Verschollenerklärung.15 Der Hinfall der 
Massnahme bedingt in diesem Fall allerdings ein rechtskräftiges Gerichtsurteil. 
Weil sich dieses zurückbezieht auf den Zeitpunkt der Todesgefahr oder der letz-
ten Nachricht,16 fällt mit der Verschollenerklärung theoretisch auch die Beistand-
schaft rückwirkend dahin. Die über das so entstandene Massnahmenende hinaus 
vorgenommenen Vertretungshandlungen des Beistandes und die Zustimmungs-
handlungen der KESB, welche sich über Jahre erstrecken können, müssen sich 
die Erben in analoger Anwendung von Art. 406 und 37 OR anrechnen lassen.17 
Eine andere praktische Lösung dieses Problems wäre, durch behördlichen Ent-
scheid das Amtsende erst auf den Zeitpunkt der Rechtskraft der Verschollener-
klärung anzusetzen.18

c) Auftragserledigung kein Hinfallsgrund
2.4. Im Gegensatz zu aArt. 439 Abs. 1 ZGB fällt die Beistandschaft mit der Er-
ledigung der bestimmten einzelnen Geschäfte, für die sie errichtet worden ist, 
nicht von Gesetzes wegen dahin. Die Massnahme ist – wenn sie nicht aus einem 
gesetzlichen Grund dahin gefallen ist – immer durch formellen Aufhebungsent-
scheid der Erwachsenenschutzbehörde aufzuheben, mit welchem auch festge-
stellt wird, ob der Auftrag tatsächlich erfüllt wurde.19

11 Art. 296, 318 ZGB.
12 Sutter-Somm, S. 225 f.; Breitschmid / Kamp, S. 172.
13 Art. 399 ZGB. So bereits im alten Recht ohne ausdrückliche Gesetzesvorschrift, vgl. Riemer, 

Grundriss, § 4 Rz. 183; Good, § 3 Rz. 25 ff.; BSK ZGB I-Geiser N. 10 zu aArt. 441– 444; BSK ZGB 
I-Affolter N. 17 zu aArt. 451– 453; Mottiez, S. 269.

14 Sofern vorher mittels vorsorglicher Massnahmen (Art. 445 ZGB) oder durch den Entzug der auf-
schiebenden Wirkung einer allfälligen Beschwerde (Art. 450c ZGB) Vertretungshandlungen 
durch einen vorläufigen Beistand vorgenommen wurden, ist auch in diesen Fällen ein ordentli-
cher Schlussbericht mit Schlussrechnung einzuverlangen, andernfalls nicht.

15 Art. 35 ff. ZGB, Art. 21 und 249 lit. a Ziff. 3 ZPO.
16 Art. 38 Abs. 2 ZGB. 
17 Art. 413 Abs. 1 ZGB verweist generell für die Sorgfaltspflichten des Beistandes auf die obligatio-

nenrechtlichen Bestimmungen über den Auftrag.
18 Langenegger, Praxisanleitung, Rz. 9.1. 
19 BBl 2006, S. 7049.
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2.1.2 Die Beendigung durch behördlichen Entscheid

a) Die Aufhebung der Massnahme
2.5. Auf Antrag der betroffenen Person, von Nahestehenden, bei Kindesschutz-
massnahmen insbesondere der Eltern, oder von Amtes wegen hebt die KESB die 
Massnahme auf, sobald für die Fortdauer kein Grund mehr besteht.20 Die Bei-
standsperson hat die Pflicht, der KESB Meldung zu erstatten, wenn die Voraus-
setzungen zur Fortführung der Massnahme nicht mehr gegeben sind.21 Kein Grund 
für die Fortführung der Massnahme besteht dann, wenn

–  die betroffene Person in der Lage ist, ihre Interessen künftig selbst zu wah-
ren,

–  der Auftrag, für welchen die Beistandschaft errichtet worden ist, ordnungs-
gemäss erledigt ist,

–  eine fortdauernde Schutzbedürftigkeit durch private Hilfe (Familie, Nahe-
stehende, Pro-Werke etc.) oder die Sozialhilfe aufgefangen werden kann 
und behördlich angeordnete zivilrechtliche Hilfe damit überflüssig wird,

–  die eigene Vorsorge (Vorsorgeauftrag, Patientenverfügung) künftige Be-
dürfnisse abzudecken vermag,

–  mit Massnahmen gemäss Art. 392 ZGB den Interessen der betroffenen Per-
son Rechnung getragen werden kann,

–  sich die angeordnete Massnahme als ungeeignet oder untauglich erweist, 
den Schwächezustand zu beheben,22 und der Schutzbedarf durch eine Aufhe-
bung der Massnahme nicht erhöht wird. Die Anordnung einer untauglichen 
Schutzmassnahme mag das behördliche Gewissen beruhigen, ist aber ebenso 
unverhältnismässig wie die unnötige oder unangepasste Massnahme.

b) Der Wechsel der Massnahme
2.6. Erweist sich die angeordnete Massnahme als zu wenig auf die Bedürfnisse 
der betroffenen Person zugeschnitten und bieten sich taugliche Alternativen an, 
so kann die KESB die Massnahme jederzeit ändern. Darin zeigt sich, dass kin-
des- und erwachsenenschutzrechtliche Massnahmen nie in materielle Rechts-
kraft erwachsen. Aufgrund des grossen Ermessensspielraums der KESB kann 
eine Massnahme selbst dann angepasst werden, wenn sich die Verhältnisse nicht 
verändert haben, sondern die KESB bloss zu einer andern Sichtweise gelangt.23

2.7. Ob eine Massnahmenänderung zu einer förmlichen Aufhebung und Neu-
anordnung führt, oder ob die Anpassung lediglich in einer Neuumschreibung der 
Aufgaben der Beistandsperson24 oder Anpassungen mit Bezug auf die Hand-
lungsfähigkeit oder das Zugriffsrecht der betreuten Person auf ihre Vermögens-

20 Art. 399 Abs. 2 ZGB.
21 Art. 414 ZGB.
22 Urteil des BGer 5A_627/2011 vom 16. April 2012 E. 3.2.; BBl 2006, S. 7043.
23 Hausheer / Geiser / Aebi-Müller, Rz. 2.82; Langenegger, Praxisanleitung, Rz. 9.4; Henkel, 

Art. 399 N. 8. Vorausgesetzt wird selbstredend, dass die Massnahme auf die Bedürfnisse der be-
troffenen Person zugeschnitten sein muss (Art. 391 ZGB). 

24 Art. 391 ZGB.
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werte besteht,25 entscheidet die KESB nach den Bedürfnissen der Rechtssicher-
heit. Führt eine bereits eingesetzte Beistandsperson ihr Mandat mit einem 
angepassten Aufgabenportefeuille weiter, wird in der Regel kein Massnahmen-
ende, verbunden mit einer Berichts- und Rechnungsablage verfügt. Anders ver-
hält es sich dann, wenn ein Auftrag abgeschlossen wurde, die Beistandsperson 
aus diesem Mandat zu entlassen und ihre künftigen Aufgaben als neues Mandat 
zu verstehen sind.

2.2. Ende des Beistandsamtes (Art. 421 ff. ZGB)

2.2.1 Von Gesetzes wegen (Art. 421 ZGB)

a) Ablauf der Amtsperiode (Art. 421 Ziff. 1 ZGB)
2.8. Auch ohne Massnahmenende kann das Amt als Beistand26 von Gesetzes 
wegen enden, wenn die KESB den Beistand für eine festgelegte Amtsdauer ein-
gesetzt und nach deren Ablauf nicht bestätigt hat. In der Praxis erweist sich eine 
solche Option der begrenzten Amtszeit als nicht empfehlenswert und mit den 
Interessen der Verbeiständeten nur schwer vereinbar, weil sie bedingt, dass sich 
die KESB frühzeitig vor Ablauf des Amtsendes mit der Nachfolge beschäftigt, 
um nicht zu riskieren, dass eine Betreuungslücke und damit eine Interessenge-
fährdung der betreuten Person mit Haftungspotenzial entsteht.27

b) Ende der Massnahme (Art. 421 Ziff. 2 ZGB)
2.9. Bezüglich der Möglichkeiten, wie die Massnahme beendet werden kann, 
wird auf Kap. 2.1 hievor verwiesen.

c) Ende des Arbeitsverhältnisses (Art. 421 Ziff. 3 ZGB)
2.10. Mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses der Berufsbeiständinnen und Be-
rufsbeistände endet kraft ausdrücklicher Gesetzesbestimmung auch das Amt. 
Das gilt nicht nur für Berufsbeiständinnen und Berufsbeistände in einem Anstel-
lungsverhältnis mit der öffentlichen Hand, sondern auch für Mitarbeitende von 
Privatorganisationen, welche aufgrund einer gesetzlichen oder vertraglichen Re-
gelung zur Führung einer unbestimmten Anzahl von Mandaten im Kindes- und 
Erwachsenenschutz verpflichtet sind.28 Zwingende Folge ist die Ernennung einer 
neuen Beistandsperson (Beistandswechsel),29 weil mit der Aufnahme der Ar-
beitstätigkeit eines Nachfolgers in der Organisation nicht automatisch auch die 
Mandate übernommen werden. Ein Beistandswechsel infolge Beendigung eines 

25 Art. 394 Abs. 2, 395 Abs. 3 ZGB.
26 Analoges gilt für den Kindesvormund und die Kindesvormundin.
27 Obwohl auch die für eine bestimmte Amtsdauer eingesetzte Beistandsperson eine Weiterfüh-

rungspflicht i.S.v. Art. 424 ZGB für «nicht aufschiebbare Geschäfte» hat, sind Mandate zur Ver-
meidung von Unsicherheiten in der Regel auf unbestimmte Zeit anzuvertrauen mit der Möglich-
keit, sich gestützt auf Art. 422 ZGB davon auf Gesuch hin entbinden («entlassen») zu lassen.

28 Vogel, Art. 421– 424 N. 12.
29 Vgl. dazu Kap. 5.1.2. Rz. 5.6. f.
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Arbeitsverhältnisses ist deshalb immer an einen neuen Ernennungsentscheid der 
KESB30 gebunden.

d) Verbeiständung der Beistandsperson (Art. 421 Ziff. 4 ZGB)
2.11. Werden Beistand oder Beiständin selbst verbeiständet, endet grundsätz-
lich auch ihr Amt. Keinen ipso-iure-Verlust des Mandats hat die Verbeiständung 
der Beistandsperson dann zur Folge, wenn sie trotz des eigenen Schwächezustan-
des zur Mandatsführung geeignet bleibt.31

e)  Tod, Verschollenerklärung oder Urteilsunfähigkeit der Beistandsperson 
(Art. 421 Ziff. 4 ZGB)

2.12. Während der Todeszeitpunkt in der Regel feststellbar und zivilstandsamt-
lich verurkundet ist, bleiben Tatsache und Zeitpunkt der Urteilsunfähigkeit (na-
mentlich auch infolge der Relativität der Urteilsunfähigkeit) meist ungewiss und 
sind feststellungsbedürftig. Diese Feststellungsverfügung kommt letztlich einem 
Entlassungsentscheid gleich.32

2.13. Die vorübergehende Urteilsunfähigkeit der Beistandsperson lässt das 
Mandat nicht zwingend enden, sondern kann bei Bedarf auch nur zu einer Er-
satzbeistandschaft gemäss Art. 403 ZGB führen.33

2.14. Das Bedürfnis, auch die Verschollenerklärung des Beistandes als Hinfalls-
grund zu betrachten, besteht in der Praxis nicht, weil die Inaktivitäten eines ver-
schwundenen Beistandes schon vor der Verschollenerklärung die Eignung34 da-
hin fallen lassen und einen Beistandswechsel zur Folge haben müssen.

2.2.2 Durch behördlichen Entscheid (Art. 422 f. ZGB)

a) Übertragung der Massnahme (Art. 442 Abs. 5 ZGB)
2.15. Für die Beistandsperson endet das Mandat auch, wenn die Massnahme 
aufgrund eines Wohnortswechsels der betreuten Person von der bisherigen auf 
eine neue KESB übertragen wird. Selbst wenn die bisherige Beistandsperson 
durch die KESB des übernehmenden Ortes im Amt bestätigt werden sollte, liegt 
insofern ein Mandatsende vor, als die Beistandsperson unter Aufsicht der abge-
benden KESB aufgrund eines Schlussberichts und gegebenenfalls einer Schluss-
rechnung aus ihrer Verantwortung zu entlassen und die Möglichkeit zu eröffnen 
ist, fristgemäss gegen den für den Beistand haftenden Kanton eine Verantwort-
lichkeitsklage einzureichen.35 Zur Geltendmachung einer allfälligen Verantwort-
lichkeitsklage gegen den Kanton der abgebenden KESB wäre diesfalls durch die 
KESB des übernehmenden Ortes ein Ersatzbeistand gemäss Art. 403 ZGB ein-
zusetzen, weil die Beistandsperson, welche das Mandat auch nach dem Zustän-
digkeitswechsel fortführt, sich in aller Regel in einem Interessenkonflikt befin-
den dürfte.

30 Art. 400 ZGB.
31 Vogel, Art. 421– 424 N. 14.
32 Vogel, Art. 421– 424 N. 16 f.
33 Meier / Lukic, Rz. 644.
34 Art. 400 Abs. 1, 423 Ziff. 1 ZGB.
35 Art. 425 i.V.m. 454 und 455 Abs. 3 ZGB.
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b) Entlassung auf Begehren der Beistandsperson (Art. 422 ZGB)
2.16. Die KESB hat eine Beistandsperson auf deren Gesuch aus dem Amt zu 
entlassen, wenn die Amtsdauer mindestens vier Jahre gedauert hat.36 Dieser an 
keine andern Voraussetzungen als die abgelaufene Zeitdauer gekoppelte Rechts-
anspruch der Beistandsperson gilt sowohl für private Mandatsträger/innen 
(PriMa) als auch für Berufsbeistände (BB) bzw. professionelle Mandatsträger/
innen (ProMa). Für letzte ist die Vorschrift insofern ohne praktische Relevanz, 
als sie in der Regel durch die Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis überlagert 
werden und eine so begründete Entlassung aus dem Amt eine Verletzung ar-
beitsvertraglicher Verpflichtungen darstellen kann.37

2.17. Von praktischer Bedeutung ist die Entlassungsmöglichkeit «aus wichtigen 
Gründen».38 Zu beurteilen sind diese Entlassungsgründe in erster Linie, aber 
nicht ausschliesslich, aus der Sicht der verbeiständeten Person. Als wichtiger 
Grund gilt beispielsweise das Zerwürfnis zwischen Beistandsperson und verbei-
ständeter Person. Nebst Überforderung, neuen familiären oder beruflichen 
Pflichten, Ortswechsel, gesundheitlichen Problemen oder betreuerischer Rat- 
oder Hilflosigkeit kann auch Amtsmüdigkeit als wichtiger Entlassungsgrund 
geltend gemacht werden, wenn sich die Beistandsperson deswegen nicht mehr 
als geeignet erweist.39 Die zuweilen anzutreffende Haltung, Beistandspersonen 
mit Mandaten herauszufordern und zu «bestrafen», denen sie nicht gewachsen 
sind, verstösst gegen die Würde der verbeiständeten Person und deren Anspruch 
auf eine geeignete Betreuungsperson.40

c)  Entlassung auf Begehren der verbeiständeten Person, Nahestehender oder 
von Amtes wegen (Art. 423 ZGB)

2.18. Übrige Entlassungsgründe, welche von Amtes wegen, auf Antrag der ver-
beiständeten Person oder einer ihr nahestehenden Person zur Beendigung des 
Mandats führen können, ist der Hinfall der Eignung (sei es aufgrund veränderter 
Verhältnisse auf Seiten der betreuten Person, sei es aufgrund anderer Anforde-
rungen an das Mandat) sowie andere wichtige Gründe.

3. Die Massnahmen mit Rechnungsführungspflicht

3.1.  Vertretungsbeistandschaft mit Vermögensverwaltung  
(Art. 394/395 ZGB)

3.1. Diese Art der Vertretungsbeistandschaft ist immer mit Vermögensverwal-
tungsaufgaben verbunden. Ihre Ausgestaltung ist allerdings dem Ermessen und 
dem Massschneidern der KESB anheimgestellt. Welche Vermögenswerte – und 

36 Art. 422 Abs. 1 ZGB; BBl 2006, S. 7060.
37 Vogel, Art. 421– 424 N. 19; Fassbind, Art. 422 N. 1.
38 Art. 422 Abs. 2 ZGB.
39 Meier / Lukic, Rz. 646 Fn. 798; Vogel, Art. 421– 424 ZGB N. 21; a.M. BBl 2006, S. 7060, Schmid, 

Art. 422 N. 4; Fassbind, Art. 422 N. 2.
40 Art. 388, 400 Abs. 1, 406 ZGB.
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darunter versteht das Gesetz auch Einkommen – von der Beistandsperson zu 
verwalten sind, muss sich aus dem Anordnungsbeschluss der KESB konkret er-
geben. Es kann das gesamte Einkommen, das gesamte Vermögen, es können 
aber auch nur Teile davon betroffen sein.41 Ausserdem muss die KESB in ihrem 
Entscheid festhalten, ob die verbeiständete Person neben den Verwaltungsbe-
fugnissen der Beistandsperson umfassend oder allenfalls nur noch beschränkt 
handlungsfähig bleibt,42 oder ob ihr ohne Handlungsfähigkeitsentzug der Zugriff 
auf einzelne Vermögenswerte (in der Regel namentlich das vom Beistand ver-
waltete Betriebskonto) entzogen ist.43

3.2. Mit den Empfehlungen der SBVg und der KOKES wurde ein Formular 
kreiert, welches diese Verwaltungsbefugnisse abbildet. Es versteht sich von 
selbst, dass dieses Formular nur abbilden darf, was die KESB im Dispositiv ihres 
Anordnungsentscheides auch festgelegt hat.44

3.2 Umfassende Beistandschaft (Art. 398 ZGB)

3.3. Von Gesetzes wegen umfasst diese Beistandschaft nebst der Personen-
sorge und der Vertretung im Rechtsverkehr die gesamte Vermögenssorge unter 
Einschluss des Einkommens.45 Weil der Verlust der Handlungsfähigkeit eine 
zwingende gesetzliche Folge dieser Beistandschaft ist, bedarf es im Anordnungs-
entscheid der KESB keiner zusätzlichen Anordnungen. Die Verwaltungsbe-
fugnisse liegen exklusiv bei der Beistandsperson. Allein die Beiträge zur freien 
Verfügung («Taschengeldkonto») können, wenn sie urteilsfähig ist, von der ver-
beiständeten Person alleine verwaltet werden.
3.4. Wie bei der Vertretungsbeistandschaft mit Vermögensverwaltung und der 
Vormundschaft (s. nachfolgend) kann ein Interessenkonfliktpotenzial entstehen, 
wenn der Berufsbeistand oder die Berufsbeiständin gleichzeitig zuständig ist für 
die Ausrichtung von wirtschaftlicher Hilfe (Sozialhilfe). Nichts steht entgegen, 
dass auch in diesen Fällen die zugesprochene wirtschaftliche Hilfe von der Bei-
standsperson verwaltet wird.46 Hingegen ist ausgeschlossen, dass die Beistands-
person selbst über die der verbeiständeten Person zuzusprechende wirtschaftli-
che Hilfe entscheidet («Hilfe aus einer Hand»). Die Aufgabe der Beistandsperson 
als Interessenvertreterin der verbeiständeten Person und jene des sozialhilfe-
rechtlich zuständigen Entscheidungsorgans sind klar zu trennen47 und betriebsor-
ganisatorisch zu entflechten.
3.5. Anders verhält es sich nur, wenn der umfassende Beistand oder die umfas-
sende Beiständin im Interesse der schutzbedürftigen und mittellosen Person 
Verpflichtungen eingehen muss und diese Verpflichtungen nicht vom Ergebnis 

41 Art. 395 Abs. 1 ZGB.
42 Art. 394 Abs. 2 ZGB. 
43 Art. 9 Abs. 2 VBVV.
44 Empfehlungen SBVg-KOKES Ziff. 14, S. 31; Musterformular «Umsetzung Zeichnungsrecht ge-

genüber der Bank bei Beistandschaften oder Vormundschaften», Juli 2013.
45 Art. 398 Abs. 2 ZGB.
46 Affolter / Vogel, Art. 425 N. 13.
47 Langenegger, Sozialhilfe, S. 233 f.
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eines sozialhilferechtlichen Verfahrens abhängig gemacht werden können (z.B. 
dringende Unterbringung). In solchen Fällen handelt die umfassende Beistands-
person wie der Vormund als Organ des Gemeinwesens und verpflichtet dieses 
aufgrund seiner Fürsorgepflicht.48

3.3 Die Vormundschaft (Art. 327a ZGB)

3.6. Dem Vormund und der Vormundin stehen dieselben Rechte zu wie den 
Eltern.49 Das gilt namentlich auch für die Verwaltung des Kindesvermögens.50 
Wichtige Unterschiede ergeben sich mit Bezug auf die für die Betreuung und 
Erziehung des Kindes einzugehenden Verpflichtungen. Insbesondere der Ab-
schluss von Pflege- oder Therapieverträgen können in finanzieller Hinsicht we-
der das Kind noch den Vormund oder die Vormundin persönlich verpflichten. Im 
Unterschied dazu verpflichten sich Eltern, welche eine Platzierung vornehmen, 
kraft ihrer Unterhaltspflicht51 als Vertragspartner des Pflegeplatzes.
3.7. Die Unterbringung des Kindes durch den Vormund oder die Vormundin 
ist rechtlich gleichbedeutend mit der autoritativen Unterbringung durch die 
KESB,52 liegt doch die Verantwortung für die Platzierung des bevormundeten 
Kindes beim Vormund/bei der Vormundin, soweit es sich nicht um eine Unter-
bringung in einer geschlossenen Einrichtung oder psychiatrischen Klinik han-
delt, für welche die KESB zuständig ist.53 Der Vormund kann seine Entscheidun-
gen namentlich in dringenden Fällen nicht von einer Kostengutsprache der 
Sozialhilfe abhängig und damit seine Kompetenzen einschränken lassen.54 In 
diesem Sinne treten Vormundin und Vormund als Organ des Gemeinwesens auf 
und verpflichtet dieses aufgrund seiner öffentlichrechtlichen Sozialhilfepflicht.55

3.4. Die Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft (Art. 325 ZGB)

3.8. Kann der Gefährdung des Kindesvermögens auf andere Weise nicht be-
gegnet werden, so überträgt die KESB die Verwaltung einem Beistand. Rechts-
grundlage dazu bietet allein Art. 325 und nicht – wie zuweilen in der Praxis fest-
zustellen ist – Art. 308 Abs. 2 ZGB. Diese Beistandsperson verwaltet sowohl 
Einkommen als auch Vermögen des Kindes, soweit sein Unterhaltsanspruch 
nicht kraft gesetzlicher Subrogation56 auf das Gemeinwesen übergegangen ist.57

48 BGE 135 V 134; vgl. auch N. 3.7. hienach.
49 Art. 327c Abs. 1 ZGB. 
50 Art. 318 ff. ZGB.
51 Art. 276 ZGB. 
52 Hegnauer, Verhältnis, S. 42.
53 Art. 314b ZGB.
54 BGE 66 I 27, 35.
55 BGE 135 V 134; Rz. 3.5 hievor.
56 Art. 289 Abs. 2 ZGB.
57 Hegnauer, Kindesvermögen, S. 50.
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3.5. Ersatz- und Kollisionsbeistandschaft (Art. 306 Abs. 2 und 403 ZGB)

3.9. Diese Beistandschaften werden angeordnet, wenn Eltern oder eine Bei-
standsperson am Handeln verhindert sind oder in einer Angelegenheit Interes-
sen haben, die denen des Kindes bzw. der verbeiständeten Person widersprechen. 
Soweit mit den Ersatz- oder Kollisionsbeistandschaften Vermögensverwaltungs-
handlungen verbunden sind, unterliegen auch sie der Rechnungsablage. Sind le-
diglich finanzielle Interessen zu vertreten (z.B. Vertretung in einer Erbteilung), 
führt dies selbstredend zu keiner Rechnungsführung.

3.6. Die Massnahmen des alten Rechts

3.10. Personen, die nach bisherigem Recht entmündigt worden sind, stehen – ob 
sie unter Vormundschaft oder erstreckter elterlicher Sorge standen – mit dem 
Inkrafttreten des neuen Rechts unter umfassender Beistandschaft.58 So lange die 
Behörde im Fall ehemals erstreckter elterlicher Sorge nicht anders entschieden 
hat, sind die Eltern allerdings von der Inventarpflicht, der Pflicht zur periodi-
schen Berichterstattung und Rechnungsablage und der Pflicht, für bestimmte 
Geschäfte die Zustimmung der KESB einzuholen, befreit. Die übrigen nach frü-
herem Recht angeordneten Massnahmen fallen spätestens am 31. Dezember 
2015 dahin, sofern die Erwachsenenschutzbehörde sie nicht in eine Massnahme 
des neuen Rechts überführt hat.59 Während drei Jahren seit Inkrafttreten der 
Revision können damit altrechtliche «vormundschaftliche» Massnahmen noch 
weiter gelten, weshalb auch auf diese kurz Bezug zu nehmen ist.

3.6.1 Vermögensverwaltungsbeistandschaft (aArt. 393 ZGB)
3.11. Diese Beistandschaft kann je nach dem Anordnungsbeschluss der Behörde 
das ganze Vermögen oder auch nur Teile davon umfassen, bezieht sich aber im 
Unterschied zum neuen Recht nicht auf die laufenden Einkünfte einer Person.60

3.6.2 Beistandschaft auf eigenes Begehren (aArt. 394 ZGB)
3.12. Die Voraussetzungen dieser Beistandschaft werden in aArt. 394 ZGB 
gleichgesetzt mit jenen der Bevormundung auf eigenes Begehren, wenn auch 
weniger ausgeprägt.61 Dementsprechend umfassen die Aufgaben des Beistandes 
nebst der nötigen persönlichen Fürsorge und der Vertretung im Rechtsverkehr 
auch die Einkommens- und Vermögensverwaltung.

3.6.3 Kombinierte Beistandschaft (aArt. 392 Ziff. 1/aArt. 393 Ziff. 2 ZGB)
3.13. Dieses Institut war im alten Gesetz nicht zu finden, sondern bildete sich in 
der Rechtspraxis heraus in Situationen, welche einer umfassenden Betreuung 
der betroffenen Person bedurften, ohne dass eine Vormundschaft nötig war. Das 

58 Art. 398 ZGB, Art. 14 Abs. 2 SchlT ZGB. 
59 Art. 14 Abs. 2 und 3 SchlT ZGB.
60 BSK ZGB I-Langenegger, aArt. 393 N. 2.
61 Riemer, § 6 Rz. 35.
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Hauptanwendungsgebiet waren Beistandschaften infolge geistiger Behinderung 
sowie Demenz oder anderer krankheitsbedingter Schutzbedürftigkeit von Be-
tagten. Diese Beistandschaft entspricht in ihren Auswirkungen der Beistand-
schaft auf eigenes Begehren.62

3.6.4  Die Verwaltungs- und kombinierte Beiratschaft (aArt. 395 Abs. 2, 
aArt. 395 Abs. 1 und 2 ZGB)

3.14. Mit Ausnahme der Mitwirkungsbeiratschaft sind alle Formen der Bei-
ratschaft (d.h. sowohl die Verwaltungs-63 als auch die kombinierte Beiratschaft64) 
mit Vermögensverwaltungsaufgaben verbunden. Bei der Mitwirkungsbeirat-
schaft hat der Beirat keine Verwaltungsbefugnisse und damit auch keine Rech-
nungsführungsmöglichkeit oder -pflicht. Das schliesst nicht aus, dass der Mitwir-
kungsbeirat seine Zustimmung zu Rechtsgeschäften65 nur erteilen kann, wenn 
ihm die verbeiratete Person in die von ihr selbst geführte Vermögensrechnung 
Einblick gewährt.

4. Betreuungsverhältnisse ohne Rechnungsführungspflicht

4.1. Auch wenn Begleit-, Beratungs-, Unterstützungs- und Vertretungshand-
lungen durchaus Aspekte der Vermögenssorge beinhalten können, führt das 
Mandat nur dann zur Rechnungsablagepflicht, wenn Vermögen oder Einkom-
men auch verwaltet werden. Das ist bei den nachfolgend beschriebenen Aufga-
ben nicht der Fall.

4.1. Begleitbeistandschaft (Art. 393 ZGB)

4.2. Nach dem Wortlaut des Gesetzes beinhaltet diese Beistandschaft allein 
begleitende Unterstützung und schränkt weder die Handlungsfähigkeit noch die 
persönliche Freiheit der verbeiständeten Person ein. Mithin muss sie sich auch 
keine Handlungen der Beistandsperson gefallen lassen. Das begleitende Agieren 
der Beistandsperson erfolgt ausschliesslich mit Zustimmung der verbeiständeten 
Person und kann sich auf die Personensorge, die Vermögenssorge oder den 
Rechtsverkehr beziehen.66

4.2. Vertretungsbeistandschaft (Art. 394, aArt. 392 ZGB)

4.3. Zur Erledigung bestimmter Angelegenheiten kann die KESB eine Bei-
standsperson einsetzen, deren Handlungen sich die verbeiständete Person auch 
dann gefallen lassen muss, wenn ihr selbst die Handlungsfähigkeit nicht einge-
schränkt worden ist. Soweit sich diese Massnahme nur auf Art. 394 ZGB (bzw. 

62 BGE 134 III 385 E. 4.3. 
63 aArt. 395 Abs. 2 ZGB.
64 aArt. 395 Abs. 1 und 2 ZGB.
65 aArt. 395 Abs. 1 Ziff. 1– 9 ZGB.
66 Art. 391 Abs. 2 ZGB.
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aArt. 392) abstützt, sind nie Vermögensverwaltungshandlungen mit einbezogen, 
sondern allein Fragen des Rechtsverkehrs oder der persönlichen Betreuung. 
Zum Rechtsverkehr können insofern auch vermögensrelevante Fragen gehören, 
als Forderungen geltend zu machen oder finanzielle Interessen zu wahren sind, 
so das Organisieren, Einhandeln, Einfordern und Durchsetzen von Renten, Erb-
anteilen, Ansprüchen gegenüber Familienstiftungen, Schadenersatzansprüchen 
etc. Eine Rechnungsführung ist damit aber nicht verbunden.

4.3.  Mitwirkungsbeistandschaft (Art. 396 ZGB) und altrechtliche  
Mitwirkungsbeiratschaft (aArt. 395 ZGB)

4.4. Die Mitwirkungsbeistandschaft bewirkt von Gesetzes wegen eine Ein-
schränkung der Handlungsfähigkeit und hat zur Folge, dass die im Anordnungs-
beschluss der KESB definierten Handlungen der verbeiständeten Person ohne 
Zustimmung des Beistandes oder der Beiständin nicht rechtsgültig erfolgen kön-
nen. Die Rechnungsführung obliegt damit aber immer noch allein der verbei-
ständeten Person und nie der Beistandsperson. Dasselbe gilt für die altrechtliche 
Mitwirkungsbeiratschaft gemäss aArt. 395 Abs. 1 ZGB.

4.4. Direktes Handeln der KESB (Art. 392 ZGB)

4.5. Wenn die KESB direkt und ohne Errichtung einer Beistandschaft Zustim-
mungen zu Rechtsgeschäften erteilt, Dritten Aufträge erteilt oder eine geeignete 
Person oder Stelle bezeichnet, der für bestimmte Bereiche Einblick und Aus-
kunft zu geben ist, ist damit nie eine Rechnungsführung verbunden.

4.5. Vertrauenspersonen (Art. 432 ZGB, Art. 1a Abs. 2 lit. b PAVO)

4.6. Das neue Recht bietet sowohl im Bereich des Erwachsenen- als auch des 
Kindesschutzes verschiedene Möglichkeiten an, einer schutzbedürftigen Person 
eine Vertrauensperson zur Seite zu stellen. Es handelt sich dabei im Unterschied 
zu Beistandspersonen nicht um handlungsbefugte Vertretungspersonen, wohl 
aber um Personen, denen gegenüber bezüglich ihres Aufgabenbereichs keine 
anderen Geheimhaltungspflichten bestehen als gegenüber der schutzbedürfti-
gen Person selbst, weshalb sie der Funktion des Begleitbeistandes sehr ähnlich 
sind. Auch diese Mandate sind nie mit Rechnungsführungen verbunden.

5. Die Folgen des beistandschaftlichen Amtsendes

5.1. Die nachfolgenden Darlegungen gelten sinngemäss auch für die noch bis 
längstens am 31.12.2015 geführten vormundschaftlichen Mandate nach altem 
Recht.67

67 Art. 14 Abs. 2 und 3 SchlT ZGB.
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5.1. Verlust der Handlungslegitimation und Weiterführungspflicht

5.1.1 Bei Ende der Beistandschaft (Art. 399 ZGB)
5.2. Endet die Beistandschaft, so erlöschen auch die aus der Beistandschaft 
hergeleiteten Befugnisse der Beistandsperson, für die verbeiständete Person und 
namentlich deren Vermögen zu handeln. Insbesondere trifft den Beistand und 
die Beiständin keine Weiterführungspflicht für nicht aufschiebbare Geschäfte.68 
Das gilt sowohl für die behördlich aufgehobenen wie für die von Gesetzes wegen 
dahingefallenen Massnahmen. Diesbezüglich verursacht Art. 554 Abs. 3 ZGB 
Missverständnisse: Nach dieser Bestimmung obliegt dem ehemaligen Beistand 
nach dem Tod der verbeiständeten Person die Erbschaftsverwaltung, «wenn 
nichts anderes angeordnet wird». Dieses Amt hat ein ehemaliger Beistand aber 
entgegen dem Gesetzeswortlaut nie von Gesetzes wegen zu führen, sondern erst, 
wenn es aufgrund einer konkreten Mangellage als Erbschaftssicherungsmass-
nahme von den zuständigen Erbschaftsbehörden angeordnet worden ist und die 
ehemalige Beistandsperson das Mandat akzeptiert.69

5.3. Im Unterschied zum Beistandschaftsmandat70 besteht für die Führung ei-
ner Erbschaftsverwaltung keine Bürgerpflicht, der ehemalige Beistand kann das 
Mandat – wenn es ihm von einer Erbschaftsbehörde anvertraut werden will – 
auch ablehnen, wenn sich nichts Gegenteiliges aus seinen eigenen dienst- oder 
arbeitsvertraglichen Pflichten ergibt.

5.1.2 Bei Beistandswechsel und Massnahmenübertragung (Art. 421 ff. ZGB)
5.4. Erfolgt ein Beistandswechsel71 oder wird die Massnahme auf eine andere 
Behörde übertragen72, verliert die bisherige Beistandsperson ihre Handlungsle-
gitimation erst mit der Amtsübernahme durch die Nachfolge. Selbst wenn das 
Amt endete, bevor eine Nachfolge ernannt worden ist, trifft die bisherige Bei-
standsperson eine Weiterführungspflicht, sofern die KESB nichts anderes ange-
ordnet hat.73 Damit soll sichergestellt werden, dass keine Betreuungslücken ent-
stehen. Es ist aus diesem Grund auch nicht zulässig, wenn eine KESB – was 
landauf landab leider immer noch zu beobachten ist – eine Massnahme durch 
einseitigen Entscheid an eine andere Behörde überträgt und die Beistandsper-
son aus dem Amt entlässt, ohne sichergestellt zu haben, dass die neue KESB die 
Massnahme übernimmt und die nahtlose Weiterführung des Mandats sicherge-
stellt ist, d.h. Amtsende des Einen und Amtsbeginn des Andern auf einen kon-
kreten Zeitpunkt hin aufgrund korrespektiver Beschlüsse beider Behörden 
übereinstimmen.74

68 Art. 424 ZGB.
69 BBl 2006, S. 7049; Langenegger, Praxisanleitung, Rz. 9.2; Karrer, Art. 554 N. 28; Steinauer, 

S. 429 N. 876.
70 Art. 400 Abs. 2 ZGB.
71 Art. 421– 423 ZGB.
72 Art. 442 Abs. 5 ZGB.
73 Art. 424 ZGB.
74 Langenegger, Praxisanleitung, Rz. 1.123 – 1.130; VBK/KOKES, ZVW 2002, S. 205 ff., namentlich 

kommentiertes Schema S. 218 ff. 
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5.5. Die Weiterführungspflicht gilt nach dem Gesetzeswortlaut nicht für Be-
rufsbeistände. Gemeint sein kann damit allerdings bloss, dass ein Berufsbeistand 
oder eine Berufsbeiständin, welche ihre Arbeitsstelle verlässt und deren Man-
date mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses enden,75 keine Weiterführungs-
pflichten hat. Dieser Dispens kann dagegen nicht gelten für den Beistandswechsel 
wäh rend eines Anstellungsverhältnisses.
5.6. Weil das Amt des Berufsbeistandes und der Berufsbeiständin mit dem 
Ende des Arbeitsverhältnisses endet und keine Weiterführungspflicht besteht, 
liegt es in der Verantwortung der KESB, bis zur Weiterführung des Mandats 
durch eine Nachfolge die entsprechenden Anordnungen zu treffen.76 Das wird 
aus rein praktischen Gründen in Anbetracht der Vielzahl von Mandaten von den 
KESB kaum zu bewältigen sein. Deshalb drängen sich arbeitsorganisatorische 
Übereinkünfte zwischen den KESB und den Berufsbeistandschaften bzw. Sozial-
diensten auf, welche nebst der Stellvertretung bei Abwesenheit auch die Über-
gangsregelungen bei Kündigungen festlegen und sicherstellen.77 Die KESB kön-
nen solche Übereinkünfte im Sinne «genereller vorsorglicher Massnahmen» 
genehmigen und damit sicherstellen, dass ihnen die nötige Verbindlichkeit zu-
kommt.
5.7. Inhaltlich sind solche Übereinkünfte für den Fall der Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses eines Berufsbeistandes oder einer Berufsbeiständin (ProMa) 
aufgrund bewährter Praxis78 wie folgt auszugestalten:

–  Raschmöglichste Orientierung der KESB und der Trägerorganisation des 
ProMa über den Kündigungstermin bzw. den Zeitpunkt der Pensionierung 
durch die Beistandsperson,

–  Überprüfung sämtlicher Mandate nach deren Anpassungs- oder Aufhe-
bungsbedarf durch den ProMa,

–  Orientierung der urteilsfähigen verbeiständeten Person über den bevorste-
henden Wechsel, Einholen von Vorschlägen79 und rechtlichem Gehör,

–  Bei Bedarf Anhörung der verbeiständeten Person durch KESB,
–  Bei noch unbekannter Nachfolgeregelung: Orientierung der verbeistände-

ten Person und der KESB über Stellvertretung während Übergangszeit,
–  Schlussbericht und Schlussrechnung, wenn die Amtsperiode innerhalb von 

max. drei Monaten nach dem Wechsel des Mandatsträgers/der Mandatsträ-
gerin ausläuft, in den übrigen Fällen nur, soweit sinnvoll und geboten,

–  Wo kein Schlussbericht erstattet wird, ist ein Zwischenbericht zu erstellen, 
der jene Informationen enthält, die es dem Nachfolger/der Nachfolgerin er-
möglichen, das Mandat weiter zu führen (namentlich Schwächezustand, Be-
treuungsziel und Handlungsbedarf bis zur regulären Rechenschaftsablage, 

75 Art. 421 Ziff. 3 ZGB.
76 Art. 445 ZGB.
77 BSK ZGB I-Affolter, aArt. 451– 453 N. 20 ff.; VBK/KOKES, ZVW 2006, S. 226; Langenegger, 

Praxisanleitung, Rz. 8.14; Rosch, Art. 424 N. 3 und 5.
78 VBK/KOKES, ZVW 2006, S. 226 f.
79 Art. 401 ZGB.
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hängige Entscheide, laufende Gesuche, Besonderheiten und «Betreuungs-
fallen»),

–  Organisatorische und personelle Regelung der Verantwortlichkeiten wäh-
rend der Übergangszeit,

–  Entscheid der KESB über die Entlassung der ausscheidenden Beistandsper-
son (per Datum Ende Arbeitsverhältnis, nicht per Datum der faktischen 
Arbeitsaufgabe wegen Ferienbezug oder Kompensationen, oder per Datum 
einer früheren Mandatsübertragung).

5.8. Wird entweder die Übertragung der Massnahme oder die Ernennung der 
nachfolgenden Beistandsperson mittels Beschwerde80 angefochten, hat die ge-
richtliche Beschwerdeinstanz im Rahmen vorsorglicher Massnahmen81 zu ent-
scheiden, ob die neue Beistandsperson ihr Mandat vorläufig zu führen hat oder 
die bisherige Beistandsperson das Mandat bis zur rechtskräftigen Erledigung des 
Beschwerdeverfahrens weiterführt. Entzieht die anordnende KESB oder die ge-
richtliche Beschwerdeinstanz einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung, hat 
die Nachfolgeperson ihr Mandat anzutreten. Die Weiterführungspflicht der bis-
herigen Beistandsperson richtet sich diesfall nach Art. 424 ZGB.

5.2. Liquidationspflichten82

5.2.1 Schlussbericht und Schlussrechnung
5.9. Adressaten gesetzlicher Liquidationspflichten nach dem Amtsende sind ei-
ner seits die Mandatsträger/innen, welche einen Schlussbericht und gegebenen-
falls eine Schlussrechnung einzureichen haben, andererseits die KESB, welchen 
deren Prüfung und Genehmigung obliegt. Das Gesetz umschreibt die Anforde-
rungen an die beiden Rechenschaftsablageinstrumente nicht näher. Inhaltlich 
massgeblich sind deren Sinn und Zweck, von der Form her sind allfällige Vorga-
ben der KESB, deren Aufsichtsbehörden oder kantonale Ausführungsbestim-
mungen zu beachten. Schlussbericht wie Schlussrechnung sind Urkunden, welchen 
allerdings auch nach deren Genehmigung nicht der Charakter einer öffentlichen 
Urkunde i.S.v. Art. 9 ZGB zukommt.83 Mit der Abgabe einer Schlussrechnung, in 
der vorsätzlich nicht den Tatsachen entsprechende Angaben gemacht werden, 
erfüllt die Beistandsperson den Tatbestand der Urkundenfälschung i.S.v. Art. 251 
StGB.84

5.10. Im Unterschied zum periodischen Bericht dient der Schlussbericht nach 
Hinfall oder Aufhebung der Massnahme nicht mehr als Instrument der Steue-

80 Art. 450 ZGB.
81 Welche sich gemäss Art. 450 f. ZGB entweder auf kantonales Verfahrensrecht oder die ZPO 

(Art. 13, 248 Bst. d, 261 ff. ZPO) abstützen.
82 Art. 425 ZGB.
83 Good, Rz. 8.23 ff. 
84 BGE 121 V 216. Für den Berufsbeistand und die Berufsbeiständin ist der qualifizierte Tatbestand 

der Urkundenfälschung im Amt (Art. 317 StGB) sogar bei fahrlässiger Begehung und ohne Schä-
digungs- oder Bevorteilungsabsicht strafbar.
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rung und des Qualitätsmanagements85, sondern lediglich noch der nötigen Infor-
mation über die betreuungsrelevanten Fragen am Massnahmenende. So sind 
namentlich das Ergebnis der Schlussrechnung, offene Verfahren und Rechtsan-
sprüche, laufende Verjährungsfristen und anstehende Geschäfte zu kommentie-
ren. Wird die Massnahme fortgesetzt und liegt der Grund des Schlussberichts 
und der Schlussrechnung in einem Beistandswechsel oder einer Massnahmen-
übertragung, so haben sie sich inhaltlich an die Anforderungen einer periodi-
schen Rechenschaftsablage zu halten.86

5.11. Zwecks Vorlage der Schlussrechnung bedarf die Beistandsperson der nöti-
gen Vermögensnachweise und Kontoauszüge. Die Banken und Versicherungen 
gewähren ihr deshalb die nötigen Auskünfte und Einsichten, und zwar – soweit 
erforderlich – auch für die Zeit nach dem Tod der betroffenen Person.87

5.12. Das Prüfungsergebnis hält die KESB in einem Entscheid fest, welcher der 
betroffenen Person, deren gesetzlichen Vertretern (namentlich Sorgeinhaber 
minderjähriger Kinder), der nachfolgenden Beistandsperson, den Erben oder 
einer von diesen bestimmten Vertretungsperson, zu eröffnen ist. Sind nicht alle 
Erben bekannt, genügt es nicht, sie lediglich den bekannten Erben, einem Wil-
lensvollstrecker, einem Erbschaftsverwalter oder Erbenvertreter i.S.v. Art. 602 
Abs. 2 ZGB zu eröffnen.88 Bei unbekannten Adressaten muss die KESB gegebe-
nenfalls zu den vom massgeblichen Verfahrensrecht bestimmten öffentlichen 
Publikationsmitteln greifen89 oder – soweit es zu deren Interessenwahrung erfor-
derlich und verhältnismässig ist – den abwesenden Erben einen Beistand 
bestellen,90 dem der Schlussbericht mit Schlussrechnung eröffnet wird.
5.13. Als Ergebnis hat die KESB festzuhalten, ob der Schlussbericht und die 
Schlussrechnung genehmigt werden, ob deren Genehmigung verweigert wird 
und warum, ob die Beistandsperson entlastet wird (Decharge) oder gegenüber 
ihr Ansprüche bestehen.
5.14. Mit der Eröffnung dieses Ergebnisses sind die Adressaten auch auf die 
Bestimmungen über die Verantwortlichkeit91 hinzuweisen. Eine Feststellung der 
KESB über Mängel der Mandatsführung oder Ansprüche der betroffenen Per-
son oder Dritter gegenüber der entlassenen Beistandsperson ersetzt im Streitfall 
kein gerichtliches Urteil. Mithin kommt solchen Feststellungen keine materielle 
Beweiskraft zu,92 weshalb – wenn es zu keiner gütlichen Einigung kommt – Ver-

85 Art. 415 Abs. 3 ZGB; Rufli / Miani / Dvorak, S. 11 ff.; Affolter, Qualität, S. 860; Affolter / Vogel, 
Art. 425 N. 21. 

86 Häfeli, Praxisanleitung, Rz. 7.20 ff.
87 Art. 10 Abs. 2 VBVV.
88 Affolter / Vogel, Art. 425 N. 55.
89 Bspw. Art. 240 ZPO; Art. 44 Abs. 5 lit. a VRPG Kt. Bern.
90 Art. 394 Abs. 1 i.V.m. Art. 390 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB.
91 Art. 454 f. ZGB. Es handelt sich um eine Kausalhaftung, welche in erster Linie den Kanton trifft 

und kein individuelles Verschulden des handelnden Organs voraussetzt. Es genügt ein wider-
rechtlich zugefügter Schaden im Rahmen einer kindes- oder erwachsenenschutzbehördlichen 
Massnahme (BBl. 2006, S. 7091 f.; Hausheer / Geiser / Aebi-Müller, Rz. 1.101).

92 Affolter / Vogel, Art. 425 N. 52.
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antwortlichkeitsansprüche gegen den Kanton (Schadenersatz, allenfalls Genug-
tuung) klageweise geltend zu machen sind.

5.2.2 Übertragung der Vermögenswerte
5.15. Zu Beginn des Mandats legitimieren sich Beiständin und Beistand als 
Handlungsbefugte mittels eines vollstreckbaren Entscheiddispositivs der KESB 
oder einer darauf gestützten Ernennungsurkunde.93

5.16. In einem Musterformular werden die Verwaltungs- und Zugriffsbefug-
nisse, welche im Einzelfall für Vermögenswerte gelten, die bei Banken hinterlegt 
sind, abgebildet.94 Das Formular wird von der KESB mitunterzeichnet, womit sie 
bescheinigt, dass diese Regelung vollstreckbar ist. Grundlage dieser Regelung ist 
selbstredend ein entsprechender Anordnungsbeschluss der KESB, d.h. ohne 
rechtskräftigen Entscheid und bloss mittels Formularerklärung dürfen keine 
Verfügungs- oder Zugriffsbeschränkungen vorgenommen werden.
5.17. Bei einem Beistandswechsel hat die KESB die Zeichnungsrechte neu an-
zuordnen und entsprechend die Banken zu orientieren. Erfolgt ein Beistands-
wechsel, weil die Massnahme von einer neuen Behörde übernommen worden 
ist,95 muss in formeller Hinsicht der vollstreckbare Übernahmeentscheid der 
neuen KESB oder eine von ihr entsprechend ausgestellte Formularerklärung für 
die Änderung der Zeichnungsrechte genügen, ohne dass die abgebende Behörde 
dies bestätigt.
5.18. Ist die Beistandschaft durch die zuständige Behörde96 aufgehoben worden, 
so kann sich die betroffene Person aufgrund einer Vollstreckbarkeitsbescheini-
gung97 gegenüber der Bank ausweisen und über ihr hinterlegtes Vermögen frei 
verfügen. Nach dem Hinfall einer Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft98 
oder einer Vormundschaft99 wegen Erreichen der Volljährigkeit der betreuten 
Person genügt die Vorweisung eines Identitätsausweises bei der Bank, woraus 
hervorgeht, dass die Massnahme von Gesetzes wegen dahin gefallen ist. Gestützt 
auf Art. 453 ZGB kann sich die Bank bei Bedarf bei der KESB nach allenfalls 
weiterführenden Massnahmen erkundigen, ohne das Bankkundengeheimnis100 
zu verletzen, weil der KESB die Bankbeziehung aus der geführten Massnahme 
bereits bekannt ist.
5.19. Ist die Beistandschaft dahingefallen, weil die verbeiständete Person ver-
storben ist, so können die Erben gestützt auf einen Erbenschein über die ehe-
mals unter Beistandschaft stehenden Vermögenswerte verfügen. Der Erbgang ist 
seitens der Bank zu behandeln, wie wenn der Kunde nicht verbeiständet gewesen 
wäre.101

93 Empfehlungen SBVg-KOKES, Ziff. 14, S. 43.
94 Empfehlungen SBVg-KOKES, Ziff. 31; Musterformular SBVg-KOKES.
95 Art. 442 Abs. 5 ZGB.
96 KESB oder Rechtsmittelinstanz.
97 Empfehlungen SBVg-KOKES, Ziff. 43.
98 Art. 325 ZGB.
99 Art. 327a ZGB.
100 Art. 47 Bankengesetz, SR 952.0.
101 Empfehlungen SBVg-KOKES, Ziff. 44.
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5.2.3 Mandatsentschädigung für die Schlussperiode und Behördengebühren
5.20. Die Massnahmenführung ist mit einer Wertschöpfung verbunden, welche 
kostenpflichtig ist. Einerseits hat die Beistandsperson Anspruch auf Entschädi-
gung und Ersatz der notwendigen Spesen102, andererseits kann die KESB für ihre 
Verrichtungen Gebühren erheben.103

5.21. Im Unterschied zu den Banken, welche über allgemeine Geschäftsbedin-
gungen verfügen, die ihnen dies erlauben, können Beistandsperson und KESB 
ihre Forderungen aus der Mandatsführung nicht mit den ihnen anvertrauten 
Vermögen in Verrechnung bringen. Dieses Problem kann behoben werden, wenn 
die Banken entweder Hand bieten zu Hinterlegungsverträgen, welche einen an-
gemessenen Rückbehalt für entstandene Kosten der Beistandschaft ermögli-
chen, oder aber die Kantone schaffen in ihrem Einführungsrecht die Möglichkeit 
von Kostenvorschüssen, mit denen der Aufwand für die Führung der Beistand-
schaft abgedeckt werden kann.104

5.3. Praxisbedarf, Pietätspflichten und Erwartungen der Öffentlichkeit

5.22. Das Kindes- und Erwachsenenschutzrecht kennt keinerlei Rechtspflichten 
für ehemalige Mandatsträger/innen, im Interesse der betreuten Person nach dem 
Massnahmenende noch irgendwelche Vertretungs- oder Verwaltungshandlun-
gen vorzunehmen. Das gilt insbesondere auch für das Amtsende infolge Todes 
der betreuten Person, sieht man von der Informationspflicht ab, den Tod dem 
Zivilstandsamt zu melden, soweit dies nicht bereits durch andere anzeigepflich-
tige Dritte (Alters- und Pflegeheim, Arzt, Spital, Polizei etc.) erfolgt ist105.
5.23. Bei den im Gesetz umschriebenen Aufgaben des ehemaligen Mandatsträ-
gers/der ehemaligen Mandatsträgerin nach dem Amtsende handelt es sich allein 
noch um abschliessende administrative Arbeiten aufgrund der Rechenschafts-
pflicht und der Vermögensübergabe und um keine Vertretungs- oder Verwal-
tungshandlungen mehr.
5.24. Wenn erwachsenenschutzrechtlich betreute Personen über kein vorhande-
nes oder intaktes familiäres Umfeld verfügen, besteht nach deren Tod in der Pra-
xis vielfach die Ungewissheit darüber, wer sich um die Bestattungsformalitäten, 
um die Regelung von noch bestehenden Verbindlichkeiten und die Liquidation 
des Nachlasses kümmert. Das kann ehemalige Beistandspersonen dazu veranlas-
sen, sich aus berufsethischen Motiven oder aus Pietätsgründen diesen Angele-
genheiten anzunehmen. Damit besteht die Gefahr, dass sie sich unzulässiger-
weise in Vermögensangelegenheiten der Erben einmischen, weil mit dem Tod die 

102 Art. 404 ZGB.
103 Art. 95 ff. ZPO i.V.m. Art. 450 f. ZGB; kantonale Verfahrensbestimmungen und Gebührentarife 

(z.B. Art. 63 KESG BE).
104 Affolter, SBT 2013, S. 215. Die subsidiär geltende ZPO (Art. 450 f. ZGB) bietet diesbezüglich 

kaum eine Grundlage, weil sie sich auf hängige Verfahren und nicht auf die Massnahmenführung 
bezieht.

105 Art. 34a ZStV.
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Erben kraft Universalsukzession106 in die vererbbaren, vermögenswerten Rechte 
und Pflichten (Aktiven und Passiven) der verstorbenen Person eintreten.
5.25. Den Erben gegenüber hat die ehemalige Beistandsperson ohne spezielle 
Vollmacht107 oder speziellen Auftrag108 keine gesetzlichen Vertretungsbefugnisse. 
Ihre Handlungen sind deshalb als Geschäftsführung ohne Auftrag109 zu qualifi-
zieren. Das bedeutet, dass die Geschäfte zum Vorteil des Geschäftsherrn und 
unter Beachtung dessen mutmasslichen Willens zu führen sind und die geschäfts-
führende Person für Schaden haftet, welcher aus einer Sorgfaltspflichtverletzung 
entstanden ist, und zwar selbst dann, wenn nur Fahrlässigkeit vorliegt.110 Ande-
rerseits hat der Geschäftsführer ohne Auftrag Anspruch auf Befreiung eingegan-
gener Verbindlichkeiten, wenn die Geschäftsbesorgung durch das Interesse des 
Geschäftsherrn geboten war.111

5.26. Sind die Vermögensverhältnisse klar und gibt es keinen Zweifel über den 
mutmasslichen Willen der Erben, erweist sich die Geschäftsführung ohne Auf-
trag als wenig problematisch und zuweilen auch als sehr effizient, sofern die 
praktische Möglichkeit besteht, dass die Beistandsperson auch nach Amtsende 
noch auf Vermögenswerte zugreifen kann.112 Die ehemalige Beistandsperson hat 
damit die Möglichkeit, nebst ihrer Schlussrechnung auch eine den postmortalen 
Finanzverkehr beinhaltende Übergaberechnung abzulegen und den Erben einen 
Nachlass zu übergeben, der keine offenen Rechnungen, Inkassopendenzen oder 
Rückerstattungsforderungen mehr aufweist. Solche Dienstleistungen sind aller-
dings weder im Auftragsverhältnis noch als Geschäftsführung ohne Auftrag un-
entgeltlich zu erbringen, sondern nach Aufwand zu verrechnen.
5.27. Von der Geschäftsführung ohne Auftrag ist dann Abstand zu nehmen, 
wenn die Beistandsperson zur Bezahlung der erteilten Aufträge und bestellten 
Dienstleistungen auf die Konti des Nachlasses keinen Zugriff mehr hat, wenn die 
Erben in der Lage sind, selbst zu handeln, oder wenn sich einzelne Erben aus-
drücklich dagegen aussprechen.
5.28. Ausserdem ist unter allen Umständen von einer Geschäftsführung ohne 
Auftrag Abstand zu nehmen, wenn die Gefahr der Überschuldung eines Nach-
lasses besteht. Einerseits riskiert die ehemalige Beistandsperson den Vorwurf 
der strafbaren Gläubigerbevorzugung113 oder des Bruchs amtlicher Beschlag-
nahme114, wenn sie aus den sich in ihrem Besitz befindlichen Mitteln (z.B. verwal-

106 Art. 560; Abt, S. 257 ff.; Tuor / Schnyder / Schmid / Rumo-Jungo, § 61 N. 4 ff., S. 613 ff.
107 Art. 32 OR.
108 Art. 394 OR.
109 Art. 419 ff. OR.
110 Art. 420 OR, z.B. die versehentliche Begleichung einer bereits verjährten oder unbegründeten 

Forderung.
111 Art. 422 OR.
112 Das ist der Fall, wenn bei Berufsbeistandschaften organisationsinterne Betriebskonti geführt wer-

den oder die Banken aus Kulanz die Bezahlung von Todesfallkosten, offenen Heimrechnungen 
und anderen nicht bestreitbaren Verbindlichkeiten aus dem ehemaligen Betriebskonto noch tole-
rieren.

113 Art. 167 StGB. 
114 Art. 169 und 289 StGB; Mottiez, S. 277 f.
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tungsinternes Betriebskonto) einzelne Rechnungen begleicht, andererseits hat 
sie mit betriebsinternen disziplinarischen Massnahmen zu rechnen.
5.29. Der Vollständigkeit halber sei auf die Strafbarkeit der Störung des Toten-
friedens hingewiesen115 (Art. 262 Ziff. 2 StGB), wenn bezüglich des Leichnams 
oder Teilen davon (z.B. Organe, Protesen etc.) entgegen dem oder ohne Willen 
der Angehörigen beziehungsweise Erben Anordnungen getroffen werden116, aus-
ser es handle sich um die Anordnung der gesetzlich vorgeschriebenen Bestat-
tung117.
5.30. Ob eine verstorbene Person zuvor verbeiständet war oder nicht ändert 
nichts an der Tatsache, dass sie aufgrund des kantonalen öffentlichen Rechts zu 
bestatten ist. Die Kantone und Gemeinden stellen dafür die nötigen Dienstleis-
tungen sicher.118 Die schickliche Bestattung als aus Art. 7 BV hergeleitetes So-
zialrecht119 hängt deshalb selbst bei mittellos Verstorbenen nicht davon ab, dass 
die Beistandsperson diese Bestattung organisiert, sondern liegt in Ermangelung 
von dafür besorgten Familienangehörigen in der Verantwortung der Gemeinden. 
Die Beistandsperson hat dazu aber gegebenenfalls den Anstoss zu liefern und 
wird auch die nötige Unterstützung leisten, soweit sich dies aus Pietätsgründen 
erwarten lässt.
5.31. Zu den praktischen, dem Schutz des ehemals verwalteten Vermögens und 
der Organisation der Nachlassliquidation dienenden Bedürfnissen können noch 
folgende, gesetzlich nicht geregelten Aufgaben der Beistandsperson gehören, wel-
che die Erben in ihrer Rechtsstellung nicht direkt tangieren:120

–  Stoppen von Daueraufträgen (z.B. Krankenkassenprämien), wenn sie nicht 
aus einem Dauervertragsverhältnis resultieren, das durch die Erben zu kün-
digen ist (z.B. Mietvertrag),

–  Orientierung Angehöriger, Nahestehender,
–  Orientierung von Vermietern, Einrichtungen, Institutionen, Fachstellen, So-

zialversicherungsanstalten, Lieferanten, Vertragspartnern, etc.
–  Orientierung von Behörden und Rechtsmittelinstanzen bei hängigen Ver-

fahren,
–  Sammeln eingehender Rechnungen zuhanden der Erben, Erbschaftsbehör-

den, mit der Nachlassregelung beauftragter Notariate, allenfalls des Betrei-
bungsamtes bei ausgeschlagenem oder offensichtlich überschuldetem Nach-
lass.121

5.32. Wenn keine handelnden Angehörigen/Erben vorhanden sind:
–  Wegschaffen verderblicher Ware,
–  Füttern und Umsorgung von Haustieren der Verstorbenen,

115 Art. 262 Ziff. 2 StGB.
116 BGE 112 IV 34.
117 Urteil BGer 1A.52/2000 vom 24. November 2000 E. 2 d.
118 Affolter / Mottiez, S. 285, 288.
119 BBl 1997 I, 141; BGE 129 I 302 E. 1.2.5.
120 Mottiez, S. 271 f.
121 Art. 566 ZGB.
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–  Klärung von Bestattungsmodalitäten mit dem Bestattungsamt (Bestattungs-
institut, Inserate, Beisetzungszeremonie, Leidessen etc.),

–  Vorbeugung unnötiger Kostenfolgen und anderer vermeidbarer Vermö-
gensverminderungen im Rahmen einer Geschäftsführung ohne Auftrag 
(Art. 419 ff. OR),

–  dringliche Anordnungen, die wegen unabwendbar drohendem oder wach-
sendem Schaden keinen Aufschub erleiden (z.B. nach Elementarereignissen 
bei verwalteten Liegenschaften).

5.33. Nur mit ausdrücklichem Auftrag der Erben oder in der Funktion des be-
hördlich eingesetzten Erbschaftsverwalters122 oder des Willensvollstreckers123:

–  Rückforderungen Krankenkosten bzw. EL,
–  Rückforderungen Prämien, Abo, Steuern,
–  Kündigung Wohnung, Rückforderung Mietzinsdepot,
–  Aufträge zu Bestattung, Grabgestaltung und Grabunterhalt,
–  Weitere Aufträge aus dem Handlungsbereich der Erbengemeinschaft.
Für solche Aufträge muss sich die bevollmächtigte Person ein Betriebskonto 

organisieren (wenn sie keine betriebsinterne Lösung zur Verfügung hat) und 
eine Honorierung vereinbaren, weil diese Verrichtungen nicht unter die Entschä-
digung nach Art. 404 ZGB fallen, sondern nach Art. 394 Abs. 3 OR zu vergüten 
sind.

6. Postmortale Vermögenssorge

6.1. Das Eigentum, Forderungen, Schulden, beschränkte dingliche Rechte und 
der Besitz der ehemals verbeiständeten Person werden vererbt und gehen mit 
dem Tod des Erblassers von Gesetzes wegen auf die Erben über.124 Damit be-
steht kein Schutzbedürfnis nach einem postmortalen Vermögensschutz zuguns-
ten der ehemals verbeiständeten Person. Mithin liegt es in der Verantwortung 
der Erben, das auf sie übergegangene Vermögen zu verwalten. Fehlen dazu ir-
gendwelche Voraussetzungen, kennen das Erb- sowie das Schuldbetreibungs- 
und Konkursrecht abgesehen von der eigenen erbrechtlichen Vorsorge verschie-
dene Institute, um prekäre Verwaltungsverhältnisse (fehlende Kenntnis der 
Erben, abwesende Erben, ungewisse oder überschuldete Vermögensverhältnisse, 
Uneinigkeit der Erben) überwinden zu können. Weil sich in der Praxis ehemalige 
Beistandspersonen in Unkenntnis der Rechtslage und ohne die nötige Legitima-
tion zu Vertretungshandlungen verleiten lassen, seien nachfolgend auch noch die 
Möglichkeiten dargestellt, den Nachlass ohne die Erben (aber auch ohne ehema-
lige Beistandsperson) zu verwalten.

122 Art. 554 ZGB.
123 Art. 517 ZGB.
124 Art. 560 Abs. 1 und 2 ZGB.
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6.1. Vollmacht und Auftrag (Art. 32 ff. und Art. 394 ff. OR)

6.2. Wenn dies ausdrücklich so vereinbart worden ist, können eine Vollmacht 
und ein Auftrag auch über den Verlust der Urteilsfähigkeit und namentlich den 
Tod überdauernd Gültigkeit haben.125 Damit kann die zuvor handlungsfähige 
verbeiständete Person auch einen gewissen Einfluss auf die Verwaltung ihres 
Nachlasses nehmen, bis die Erben, ein Willensvollstrecker, Erbschaftsverwalter 
oder Erbenvertreter derartige Vollmachten oder Aufträge widerrufen. Weder 
Auftrag noch Vollmacht sind formbedürftig, zum Nachweis deren Existenz und 
Inhalt empfiehlt sich aber in allen Fällen die schriftliche Form.126

6.2. Der Willensvollstrecker (Art. 517 ZGB)

6.3. Der Erblasser oder die Erblasserin kann zur Vermeidung von Vertretungs-
lücken nach dem Tod mittels letztwilliger Verfügung eine oder mehrere hand-
lungsfähige Personen mit der Vollstreckung ihres letzten Willens beauftragen. 
Damit können auch ehemalige vormundschaftliche Mandatsträger/innen betraut 
werden. Diese müssen allerdings das Mandat nicht annehmen, wenn es nicht ent-
sprechende arbeitsvertragliche Verpflichtungen gibt.

6.3. Die Erbschaftsverwaltung (Art. 554 ZGB)

6.4. Ist ein Erbe dauernd und ohne Vertretung abwesend und erfordern es 
seine Interessen, kann keiner der Ansprecher sein Erbrecht genügend nachwei-
sen, ist das Vorhandensein eines Erben ungewiss oder sind nicht alle Erben be-
kannt, so ordnet die zuständige Erbschaftsbehörde die Erbschaftsverwaltung an. 
Dabei handelt es sich nicht mehr um eine Massnahme des Erwachsenenschutz-, 
sondern des Erbrechts, die zuständige Behörde handelt dementsprechend in an-
derer Funktion, und die Erbschaftsverwaltung sowie deren behördliche Aufsicht 
folgt auch andern Regeln als das kindes- und erwachsenenschutzrechtliche Man-
dat.127 In Analogie zur amtlichen Liquidation128 kann die Behörde die Erbschafts-
verwaltung selbst übernehmen oder einer anderen Behörde, einem Beamten 
oder einem Dritten übertragen.
6.5. Gemäss Art. 554 Abs. 3 ZGB obliegt die Erbschaftsverwaltung dem Bei-
stand, wenn eine verbeiständete Person stirbt und keine andere Anordnung ge-
troffen wird. Diese missverständliche Formulierung könnte den irrtümlichen 
Schluss zulassen, dem ehemaligen Beistand obläge von Gesetzes wegen automa-
tisch die Erbschaftsverwaltung. Dem ist aber wie gesehen nicht so.129

125 Art. 35 und 405 OR; BGE 132 III 222.
126 Mottiez, S. 273.
127 Karrer, Art. 554 N. 1 ff.
128 Art. 593 ff. ZGB, vgl. nachfolgend Kap. 6.4.
129 Vgl. Kap. 5.1.1 Rz. 5.2 hievor. 
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6.4. Die amtliche Liquidation (Art. 593 ff. ZGB)

6.6. Jeder Erbe ist befugt, anstatt die Erbschaft auszuschlagen oder unter öf-
fentlichem Inventar anzunehmen, die amtliche Liquidation zu verlangen. Das 
gilt auch für Gläubiger, wenn sie begründete Besorgnis haben, dass ihre Forde-
rungen nicht bezahlt werden und auf ihr Begehren nicht befriedigt oder sicher-
gestellt werden. Sie können binnen drei Monaten die amtliche Liquidation ver-
langen, für deren Anordnung die vom kantonalen Recht bestimmte Behörde 
zuständig ist.

6.5. Die Erbenvertretung (Art. 602 Abs. 3 ZGB)

6.7. Das in Art. 602 Abs. 2 ZGB verankerte Einstimmigkeitsprinzip, wonach 
Verwaltungs- und Verfügungshandlungen der Zustimmung aller Miterben be-
dürfen130, kann bei Uneinigkeit leicht zur Handlungsunfähigkeit der Erbenge-
meinschaft führen. Auf Begehren eines Miterben kann deshalb die nach kanto-
nalem Recht zuständige Behörde einen Erbenvertreter bestimmen. Die Behörde 
ist zu deren Anordnung verpflichtet, wenn eine rationelle Erhaltung und Verwal-
tung der Erbschaft unmöglich oder erheblich erschwert ist, namentlich bei Hand-
lungsunfähigkeit der Erbengemeinschaft aufgrund der Zerstrittenheit unter den 
Erben, sodass die Substanz oder die ordentlichen Erträge des Nachlasses gefähr-
det sind.131

6.8. Die Erbschaftsbehörde hat aufgrund von Art. 602 Abs. 3 ZGB bezüglich 
der Anordnung oder Aufhebung der Erbenvertretung allerdings einen Ermes-
senspielraum.132 Sie hat dabei die Interessen der Erbschaft als Ganzes, nicht bloss 
einzelner Erben zu würdigen und objektiv zu prüfen, ob der Eingriff notwendig 
erscheint.133 Nach herrschender Lehre und Rechtsprechung ist eine akute Ge-
fährdung nicht erforderlich, es genügt, dass die Vertretung nicht offenbar zweck-
los ist. Findet sich kein Erbenvertreter, der zur Mandatsführung bereit ist, liegt 
ein verwaltungsloses Vermögen vor. Nach früherem Recht konnte die Vormund-
schaftsbehörde gemäss aArt. 393 ZGB das Erforderliche anordnen (d.h. den 
Nachlass vorübergehend verwalten).134 Nach neuem Recht dürfte sich diesbe-
züglich eine Lücke geöffnet haben.135

6.6.  Die konkursamtliche Liquidation nach Ausschlagung der Erbschaft 
(Art. 566 ZGB; Art. 193 SchKG)

6.9. Wenn sämtliche Erben die Erbschaft ausschlagen oder die Ausschlagung 
gemäss Art. 566 Abs. 2 ZGB vermutet wird, weil die Zahlungsunfähigkeit des 
Erblassers zum Zeitpunkt seines Todes amtlich festgestellt oder offenkundig ist, 

130 Tuor / Schnyder / Schmid / Rumo-Jungo, S. 747 ff. § 81 Rz. 4 ff.
131 Urteil des BGer 5A_121/2012 vom 16. April 2012.
132 PKG (Praxis des Kantonsgerichts Graubünden), 2005, S. 151 ff. E. 2.b.
133 Picenoni, S. 26.
134 Urteil des BGer 5A_121/2012 vom 16. April 2012 E. 2.2.
135 Affolter, SBT, S. 214.
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ordnet das Gericht die konkursamtliche Liquidation an. Als amtliche Feststel-
lung der Zahlungsunfähigkeit gilt das Vorliegen von Verlustscheinen, eine Kon-
kurseröffnung oder ein hängiges Nachlassverfahren, soweit sie noch aussage-
kräftig sind für den Zeitpunkt des Todes, und eine offenkundige Überschuldung 
ist anzunehmen, wenn der Erblasser seit längerem auf Sozialhilfeleistungen an-
gewiesen war oder dauernd eine Vielzahl von Betreibungen infolge Vermögens-
losigkeit aufweist.136
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